Formular 3.18 Verpflichtungserklärung Unterauftragnehmer*innen
     
	Vergabenummer:
	[bookmark: Text75][bookmark: Text77]1955/2026


VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG UNTERAUFTRAGNEHMER*INNEN[footnoteRef:1] [1:  Nur auf besondere Anforderung der AG‘in einzureichen.] 

1. Unternehmensangaben (bitte eintragen)[footnoteRef:2] [2:  Je Unterauftragneher*in auszufüllen. Bitte das Formular in der erforderlichen Anzahl vervielfältigen.] 

	Name und Anschrift des sich verpflichtenden Drittunternehmens (wie im Formular 3.16 bezeichnen):

	Name:
	[bookmark: Text9]     

	Straße:
	[bookmark: Text10]     

	PLZ, Ort:
	[bookmark: Text11]     


2. Verpflichtungserklärung
Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns gegenüber der AG‘in, im Falle der Auftragsvergabe an 
	Name und Anschrift der/des Bewerber*in, Bietenden, der Bewerber/-Bietergemeinschaft (wie im Formular 3.5 bezeichnen):

	Name:
	[bookmark: Text12]     

	Straße:
	[bookmark: Text13]     

	PLZ, Ort:
	[bookmark: Text14]     


die im Formular 3.16 aufgeführten Auftragsteile zu erbringen, für die mein/unser Unternehmen als Leistungserbringer*in von der/vom Bewerber*in, Bietenden, von der Bewerber/-Bietergemeinschaft vorgesehen und eingetragen ist. Alle dafür erforderlichen personellen, sachlichen, finanziellen und sonstigen Mittel werden zur Verfügung gestellt.
3. Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen
(Zutreffendes bitte ankreuzen bzw. ausfüllen)
3.1 [bookmark: _Hlk219090116]Ich/Wir erkläre(n), dass innerhalb der letzten 5 Jahre keine zwingenden Ausschlussgründe gem. § 123 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen[footnoteRef:3] vorliegen: 	Ja |_| Nein* |_| [3:  Maßgeblich ist die jeweils zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe bzw. Abgabe des Teilnahmeantrages geltende Fassung.] 

3.2 Ich/Wir erkläre(n), dass innerhalb der letzten 3 Jahre keine fakultativen Ausschlussgründe gem. § 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen6 vorliegen: 	Ja |_| Nein* |_|
(*nachfolgend sind Angaben zwingend erforderlich, welche Ausschlussgründe erfüllt sind, mit Angaben ob und welche Maßnahmen zur Selbstreinigung gem. § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen6 unternommen wurden)
[bookmark: Text22]     
3.3 Ich/Wir erkläre(n), dass keine Ausschlussgründe gem. § 21 Abs. 1 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes6, § 98c Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes6, § 19 Abs. 1 des Mindestlohngesetzes6 und/oder § 21 Abs. 1 S. 1 und 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes6 vorliegen: Ja |_| Nein* |_| 
(*nachfolgend sind Angaben zwingend erforderlich, welche Ausschlussgründe erfüllt sind und wie lange diese zurückliegen, sowie Gründe anzugeben, warum von einem Ausschluss abgesehen werden sollte)
     
3.4 Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir keine terroristische Vereinigung bin/sind oder terroristische Vereinigungen unterstütze(n)
und
die von mir/uns im Auftragsfall empfangenen Leistungen der AG‘in nicht zur Finanzierung terroristischer Aktivitäten eingesetzt werden: Ja |_| Nein* |_|

Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, die AG‘in unverzüglich darüber zu informieren, falls sich die in der Eigenerklärung genannten Umstände nach Abgabe eines Angebotes bzw. Teilnahmeantragesändern sollten.
Die AG‘in verlangt die Ersetzung der/des Unterauftragnehmerin/Unterauftragnehmers, wenn zwingende Ausschlussgründe gem. § 123 GWB vorliegen und keine ausreichende Selbstreinigung im Sinne des § 125 GWB nachgewiesen werden kann oder der zulässige Zeitraum für den Ausschluss nach § 126 Nr. 1 GWB3 noch nicht abgelaufen ist.
Die AG‘in kann die Ersetzung der/des Unterauftragnehmerin/Unterauftragnehmers verlangen, wenn fakultative Ausschlussgründe gem. § 124 GWB vorliegen.
Die AG‘in verlangt die Ersetzung der/des Unterauftragnehmerin/Unterauftragnehmers, wenn die Erklärung zur Finanzierung terroristischer Aktivitäten bzw. zur Unterstützung terroristischer Vereinigungen verweigert wird.
Die AG‘in behält sich vor, zur weiteren Prüfung konkrete Nachweise zu fordern.
4. Zustimmung zur Namensnennung
Die AG‘in kann in verschiedenen Zusammenhängen (z.B. Parlamentarische Anfragen, Anfragen nach dem Informationsfreiheitsgesetz und dem Umweltinformationsgesetz, Presseanfragen, Vergabebekanntmachungen und Statistiken) verpflichtet sein, Informationen zu bestehenden Auftragsverhältnissen öffentlich zu machen. Vor diesem Hintergrund erklären ich/wir mein/unser Einverständnis zur Meldung entsprechender Informationen zum Auftragsverhältnis. Diese Meldung umfasst insbesondere meinen/unseren Namen, Vertragszweck, Vertragslaufzeit, Vertragsvolumen, Ausgaben für den Vertrag im jeweiligen Kalenderjahr und Verpflichtungen für Folgejahre, sowie ggf. die Benennung des Rahmenvertrags oder einer Beteiligung an Normsetzung. Gemeldet werden kann darüber hinaus, ob eine feste Vergütung oder ein Honorar nach Aufwand oder Zeiteinheit vereinbart ist. Das Einverständnis zur Meldung des Namens kann bei Vertragsschluss verweigert oder nach Vertragsschluss in Schriftform widerrufen werden. Wird die Zustimmung zur Meldung des Namens nicht erteilt, kann die Meldung der übrigen Angaben ohne Benennung des Namens erfolgen; der/die Fragesteller/-in wird über die Nichterteilung des Einverständnisses entsprechend informiert.
|_| Ich/Wir erkläre(n) die Zustimmung zur Namensnennung.
|_| Ich/Wir verweigern die Zustimmung zur Namensnennung.

	Signatur in Textform eintragen:[footnoteRef:4] [4:  Die Signatur ist mindestens in Textform i. S. v. § 126b BGB zu leisten (d. h. lesbare Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger, in der die Firma und die handelnde Person genannt werden).] 


	Ort, Datum:
Name Unterauftragnehmer*in:
Unterzeichner*in:
	[bookmark: Text58]     
[bookmark: Text74]     
[bookmark: Text76]     
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